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Antrags-Nr.: 1.7-13 
 
Thema: Radikalisierungsprävention im Kinder- und Jugendhilfebereich 

stärken! 
 
Der Bundesverband und die Kommission gegen Rechtsextremismus wirken darauf 
hin, alle Beratungsangebote, insbesondere die Angebote der Ehe-, Lebens- und 
Familienberatung, so auszurichten, dass hilfesuchende Eltern und deren Angehörige 
Unterstützung erfahren, wenn deren Kinder in die rechtsextreme oder islamistische 
Szene abzurutschen drohen. Der Bundesverband wird beauftragt, die dazu 
notwendigen Fortbildungen und Begleitungen zu konzipieren und umzusetzen.  
 
Auf Grundlage § 28 SGB VIII (Erziehungsberatung) ist im Rahmen der 
Hilfegewährung die Beratung radikalisierungsbedingter Konfliktlagen in Familien im 
Bereich Rechtsextremismus und Islamismus zu ergänzen und in die Bundestatistik 
der Kinder- und Jugendhilfe aufzunehmen.  
 
  


